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Aus den dann eingehenden groflen Einnabmen aus dem Energieverkauf
ab Kantonsgrenze hitte der Kanton der 150 Tdler seine groflen Bau-
aufgaben grofiziigig durchfithren und bezahlen kénnen. Die Rhitischen
Bahnen mit ihren vielen Tunnels und Briicken, die mit sehr grofien
Anlagekosten haben gebaut und unterhalten werden miissen, hitten
ihm keine Sorgen bereitet. Sie wiren auch in relativ kurzer Zeit ab-
bezahlt gewesen. Und fortlaufend kimen mit dem Energieabsats ab
Kantonsgrenze neue Einnahmen hinzu, um die ebenfalls fortlaufenden .
grofden Bauaufgaben zu finanzieren. 4 ’

Statt Sorgen wiirden die reichen Wasserkrifte dem Kanton Grau-
biinden wohlverdiente Freude bringen und ihn einigermaflen dafiir ent-
schidigen, daf3 auf so grofler Kantonsbodenfliche relativ sehr wenig
landwirtschaftlich nugbarer Boden sich befindet. Er koénnte es sich
leisten, den Konstantabnehmern von Energie immer billigere und damit
interessantere Preise zu offerieren, gewissermaflen als Dank an das
industrielle Unterland, das ihm geholfen hat, auf freundschweizerische
Weise seinen hydraulischen Reichtum durch schmerzlose Ubernahme
der Anlagekosten zu erschlieflen und Arbeit, sinnvolle Arbeit, in die
Téler zu bringen. Fiir die Winterzeit, wenn nicht gebaut werden kann,
konnten Kleinindustrien den Einwohnern lohnenden Verdienst brin-
gen. Das Abwandern der Bauernschaft aus den Télern koénnte gestoppt
werden, weil erstens einmal die Steuerlast stark gesenkt und vielerlei
landwirtschaftliche Erleichterungen eingefithrt werden kénnten.

Man rechne im Grauen Haus in Chur einmal aus, wieviel kWh
hydro-elektrische Biindner Energie seit den letsten 50 Jahren ab Kan-
tonsgrenze fortgefithrt worden sind, und rechne den entsprechenden
Geldwert aus, den die Energieabnehmer abziiglich eigener Kosten seit
diesem Halbjahrhundert an Reineinnahmen hatten! Vielleicht wird man
dann im Grauen Haus zu Chur nachdenklich und wird nicht mehr lin-

er Wasserkraftnugungspolitik via Konzessionsverleih treiben. Es wire
ochst erfreulich, wenn ein Umschwung eintrite, bevor es zu spit ist.
Ernst Schonbolzer

WELTRUNDSCHAU

Wiederholt sich die Geschichte! Je mehr ich tiber die Gescheh-

nisse der lesten Wochen und
Monate nachdenke, um so mehr verstirkt sich in mir die Uberzeugung,
die ich schon in der Aprilrundschau ausgesprochen habe, daf8 wir mit
der offenen Verkiindigung und begonnenen Durchfithrung des soge-
nannten neuen Kurses der Sowjetpolitik in eine entscheidungsvolle
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Weltstunde eingetreten sind. Schon die Art und Weise, wie die «grofle
Umstellung» in der Sowjetunion vor sich gegangen ist — ohne innere
Erschiitterung, ohne Druck von auflen, aus freiem Entschluf} und eige-
ner Erkenntnis der fithrenden Schicht — ist auflerordentlich bemerkens-
wert; die Versuche, diese Umstellung als Beweis fiir die Richtigkeit der
Druck- und Drohpolitik der Westmachte und ihrer militdrischen Grof3-
ristungen hinzustellen, verkennen vollstindig ihr wirkliches Wesen
oder entspringen sogar einfach der Absicht, den Miflerfolg der west-
lichen «Politik der Stirke» durch Vortduschung einer inneren Schwi-
chung und Erschiitterung der Sowjetunion zu verschleiern. Denn in
Wahrheit ist ja die innere Lockerung des Sowjetregimes wie seine
«Friedensoffensive» gegen auflen nur moglich geworden, weil sich die
Sowjetunion im Zeichen der tatsichlichen Selbstaufhebung des Krieges |
durch die Revolution der Militirtechnik heute sicherer fithlt als seit .
Jahren, freilich auch darum, weil sie alles daran setsen will, dafy auch
das alte Kriegsdenken, wie es sich in den Militirristungen bekundet,
ein fiir allemal tiberwunden und die noch immer iiber der Welt schwe-
bende Gefahr eines vielleicht ungewollten Losbrechens der Kriegs-
maschinerie endgiltig gebannt werde.

Die Verkennung oder Entstellung der wirklichen Griinde, die zu
dem «neuen Kurs» der Sowjetpolitik gefithrt haben (um diesen nun
einmal {iblichen, wenn auch nur teilweise zutreffenden Ausdruck auch
hier zu gebrauchen), pafit allerdings nur zu gut in das bequeme Schema,
das man sich im Westen fiir die Beurteilung des Sowjetregimes zu-
rechtgemacht hat, indem man sein Wesen einfach als unmenschlich,
widergottlich, grundsislich gewaltgliubig erklirte. Die Tatsache, dafl
es sich im Innern ehrlich zu liberalisieren strebt und seine Friedens- und

- Abriistungspolitik mit neuer Entschiedenheit und Folgerichtigkeit be-
treibt, spricht ein weiteres Mal deutlich gegen diese Darstellung und
weist darauf hin, daf Diktatur und Terror in der Sowjetunion ein zwar
falsches, aber doch nur widerwillig angewandtes Mittel im Dienst einer
notwendigen sozialen und politischen Umwilzung waren und sind, ein
Mittel, auf das man je eher, je lieber verzichten wiirde, wenn nur die
Bedrohung der Revolution von auflen her nachliefle.

Der Abbau des Diktaturregiments wird denn auch ehrlich und
selbstkritisch weitergefiihrt, nicht nur in der Sowjetunion selber, son-
dern auch in den mehr oder weniger von ihr abhingigen osteuro-
paischen Volksrepubliken. Am wenigsten bisher in der Deutschen De-
mokratischen Republik, in Ruminien und auch in Ungarn, am weitest-
gehenden in der Tschechoslowakei, wo Justiz, Armee und Verwaltung
durchgreifend umgestaltet werden, mit umfassender Amnestierung po-
litischer «Verbrecher», in Bulgarien, wo die Liberalisierung ohnehin
schon seit lingerer Zeit im Gang ist, und besonders in Polen, wo ein
ganz neues politisches Klima entstanden ist. «1945 war unsere erste
Revolution», sagte kiirzlich ein fithrender polnischer Kommunist im
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Kreise seiner Kollegen, «und dies ist jetst unsere zweite Revolution;
diesmal, so glauben wir, wird es recht herauskommen.» Der englische
Labourabgeordnete Crofiman, der dariiber berichtet («New States-
man», 5. Mai), stellt erstaunt fest, wie frei und ehrlich heute in Polen
geredet, diskutiert und reformiert werde. Uberall stofle man auf eine
«lebhafte Reaktion gegen den MachtmifSbrauch, verbunden mit der An-
nahme der Revolution von 1945», die nicht riickgingig gemacht, son-
dern fortgesetst werden wolle, und mit einem ungebrochenen Glauben
an die Notwendigkeit der Zusammenarbeit mit der Sowjetunion. Na-
tiirlich stellen sich in allen Landern des Sowjetblocks im Zuge der Neu-
orientierung eine Reihe ernster Probleme — zum Beispiel wie im Rah-
men eines Einparteienstaates demokratische Freiheiten gesichert wer-
den konnen —; aber daf} in den kommunistischen Staaten Osteuropas
Krifte in Bewegung gesetst worden sind, die nicht mehr in die fritheren
Fesseln geschlagen werden kénnen, es sei denn, daf} ganz auf3erordent-
liche Ereignisse eintreten — das scheint so gut wie sicher. Der gute Wille
zu Liberalisierung und Demokratisierung — in sozialistischen Formen —
ist jedenfalls «oben» wie «unten» da und wirkt sichtbar auch tief nach
Mittel- und Westeuropa, ja sogar in die anderen Erdteile hinein. Ein
Zeichen dafiir ist auch die formliche Auflésung der «Kominform», der
Kommunistischen Internationale, die praktisch vielleicht nicht viel be-
deutet, aber doch den kommunistischen Parteien in der kapitalistischen
Welt groflere Biegsamkeit und Selbstindigkeit gibt und ihre Zusam-
menarbeit mit Sozialdemokraten und Linksbiirgerlichen im Rahmen
neuer «Volksfronten» erleichtern soll.

Die entscheidende Voraussetung fiir all die angedeuteten neuen
Entwidklungen bleibt freilich — wie wir immer wieder betonen miissen —,
daf} der Weltfrieden nicht nur prekir gewahrt, sondern dauerhaft ge-
sichert und organisiert wird. Und hier gehen unsere Gedanken unwill-
kiirlich in die Jahre zwischen den beiden Weltkriegen zuriick, in denen
eine weithin der heutigen dhnliche Lage bestand. Auch damals nahm
die Sowjetunion (unter Stalin!) einen groflen Anlauf zum Abbau der
Diktatur. «Es besteht kein Zweifel», so schreibt Konni Zilliacus in sei-
- nem Buch «Mirror of the Present», «daf3 die Verfassung von 1936 einen
sehr wirklichen Versuch machte und verkorperte, einen groflen Schritt
vorwirts zur Demokratie hin zu kommen und die Einrichtung der
Geheimpolizei ,absterben’ zu lassen.» Und er zitiert den Brief eines
ungenannten «alten Bolschewiken», der seinerzeit im Pariser Organ
" der emigrierten Menschewiki erschienen ist, worin es heif3t, in den
Sowjetvolkern seien damals grofie Hoffnungen auf die Entfaltung der
neuen Politik gewedkt worden, «deren Grundlage es war, daf} in den
Massen das Gefiihl fiir menschliche Wiirde, Achtung fiir die mensch-
liche Personlichkeit und die Ausbildung eines ,proletarischen Humanis-
mus’ gepflegt werden miisse». Eine Reform folgte auf die andere ; Partei
und Regierung suchten planmiflig ihre Basis zu verbreitern und die
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nichtkommunistischen Kreise zur Mitarbeit am Aufbau des neuen Staa-
tes heranzuziehen. Und was nun das besonders Interessante ist: «Es
bestand», wie Zilliacus hervorhebt, «ein direkter Zusammenhang zwi-
schen der neuen Politik der Freundschaft mit den westlichen Demo-
kratien und dem Versudh, das innere Leben der Sowjetunion zu demo-
kratisieren. Diese Neuorientierung war logischerweise begleitet von
einem Wechsel in der Haltung der sowjetischen Kommunistischen Par-
tei und durch sie aller anderen Parteien der Komintern gegeniiber der
Frage der Zusammenarbeit mit Sozialdemokraten, Liberalen und allen
Antifaschisten in den westlichen Demokratien.»

Das grofle Ziel der sowijetischen Auflenpolitik war damals, eine
Einheitsfront der nichtfaschistischen Staaten gegen die Gefahr eines
Angriffskrieges der nazistisch-faschistischen Michte, besonders Hitler-
Deutschlands, herbeizufithren, die sich immer deutlicher abzeichnete.
Der Plan scheiterte dann allerdings vollstindig; der Haf} gegen die
Sowjetunion war in der westlichen Welt viel zu stark und die (offene
und geheime) Sympathie mit Hitlers Antikommunismus viel zu leben-
dig, als dafl die von Moskau erstrebte auflenpolitische Einheitsfront
gegen den Nazismus-Faschismus und die entsprechende innerpolitische
«Volksfront» in den biirgerlichen Demokratien hitte zustandekommen
kénnen. Die katastrophalen Folgen dieses Versagens kennt man; der
Zweite Weltkrieg wurde unvermeidlich. Aber gerade darum ist es so
notig, immer wieder auf das Verhiingnis hinzuweisen, das der biirger-
lich-sozialdemokratische Antikommunismus damals nach sich gezogen
hat. In den «Neuen Wegen» wurde schon frither auf das Bekenntnis
Lord Robert Cecils, des konservativen britischen Staatsmannes, hinge-
wiesen, daf} den Volkern der Zweite Weltkrieg erspart geblieben wire,
wenn die Politik Litwinows (und Stalins), die eine Organisation ge-
meinsamer Abwehr gegen Nazismus und Faschismus aufbauen wollte,
rechtzeitig angenommen und durchgefithrt worden wire. Das sollte
heute erst recht anerkannt und beherzigt werden. Wie G. Vernadski in
seiner «Geschichte Rufllands» (zitiert in dem Buch von Kr. Strijd,
«Christendom en Communisme») zutreffend bemerkt: «Die Ehrlich-
keit gebietet, anzuerkennen, daf} in diesen Jahren die Sowjetunion viel-
leicht das einzige Land mit einer klaren und beharrlichen Politik war,
und daf} Litwinow einer der wenigen Diplomaten war, die sich mit
ganzem Herzen dem Versuch widmeten, ein allgemeines Garantie-
system fiir den Frieden zustande zu bringen. Daf} man auf seine Stimme
nicht hérte und an der Aufrichtigkeit der Bestrebungen der Sowijet-
regierung zweifelte, war vor allem die Folge der allgemeinen Furcht vor
dem internationalen Kommunismus.» Oder sagen wir deutlicher: des
Willens, die sozialistische Revolution zu ersticken, die von Osten her
den westlichen Kapitalismus bedrohte. .

Mit dem Scheitern der sowjetischen Friedenspolitik scheiterte auch
die innere Liberalisierung der Sowjetunion. Statt daf} die Diktatur ab-
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gebaut wurde, kam es zu ihrem planmifligen Ausbau und ihrer maf3-
losen Ubersteigerung — als vermeintlicher Abwehrwaffe gegen die
duflere Bedrohung. Die Unterwiithlung der Sowjetunion durch die
deutsche Propaganda- und Agententitigkeit fithrte zu jener hysteri-
schen Terrorjustiz, die so unendlich viel Verderben angerichtet hat, und
was von den freiheitlichen und rechtsstaatlichen Reformen in der
Sowjetunion noch iibrig blieb, das war fast allein das geduldige Papier,
auf dem die Stalin-Verfassung von 1936 gedruckt war. Soll sich all das
heute wiederholen? Wird der westliche Antikommunismus aufs neue
mit der Sabotierung aller Bemithungen um die Schaffung kollektiver
Friedenssicherungen auch die Ansite zur Liberalisierung der Oststaa-
ten vernichten? Und wird so ein weiteres Mal die resignierte Behaup-
tung bewiesen werden, das einzige, was die Geschichte lehre, sei, daf$
die Menschen nichts aus ihr lernten?

Neuanfang fut not Die heutige Lage ist um so gefihrlicher als die

der dreifliger Jahre, je mehr sich die Massen-
vernichtungswaffen gegeniiber den vergleichsweise schwach wirksamen
Kriegsmitteln von damals zur eigentlichen Gefahr fiir den Bestand
einer gesitteten Menschheit @berhaupt auswachsen. Wollen wir ihr
wirklich entgehen, so bleibt es uns nicht erspart, von jener blinden
Kommunistenfeindschaft griindlich abzuriicken, die die Katastrophe
von 1939 herbeigefiihrt hat, und einen neuen Weg einzuschlagen. Wir
miissen vor allem den Fithrern der Sowjetunion zubilligen, daf3 sie es
mit ihrer Friedenspolitik ehrlich und ernst meinen. Es sollte nicht sein,
daf} die Westalliierten in einem offiziellen Schriftstiick, wie es die
jingste Erklarung des Atlantikrates (vom 6. Mai) ist, von «aggressiven
Absichten der Sowjets in Europa» sprechen, die wie bisher, so auch in
Zukunft durch Kriegsriistungen der Westmichte vereitelt werden miif3-
ten. Es sollte nicht mehr vorkommen, dafl die Westmichte, wie sie es
gerade jegt wieder taten, einen russischen Uberliufer in einer Presse-
konferenz auftreten lassen, um ihn «enthiillen» zu lassen, daf} der rus-
sische Soldat seit 1955 «als Angreifer und nicht als blofler Verteidiger
seines Vaterlandes ausgebildet werde», dafl die Sowjetregierung ent-
schlossen sei, «die anderen Nationen so bald wie méglich zu erobern»,
und mit ihren Friedensbeteuerungen nur das Ziel verfolge, «den We-
sten moralisch abzuriisten und einen Atomangriff auszul6sen». Das ist
irgste Brunnenvergiftung! Es sollte schlief3lich und namentlich nicht sein,
dafl auch unsere «neutrale» Presse nicht aufhért, von einer blof3 tak-
tischen Schwenkung der Sowjetunion zu reden, die fiir den Augenblick
zwar einen Krieg nicht ins Auge fasse, aber vorerst einmal mit andern
als militirischen Mitteln doch die «Sowijetisierung der ganzen Welt»
betreibe, um dann, sofern es noch nétig sei, doch noch mit Atombom-
ben und Fernraketen nachzuhelfen. Das sind alles nicht nur unwiirdige,
sondern auch verderbenbringende Methoden.
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Wieviel anstindiger und dem Frieden dienlicher ist da der Geist,
der aus einem Aufsats des amerikanischen Journalisten und Schriftstel-
lers Mark Gayn in der Neuyorker «Nation» (vom 24. Mirz) spricht,
also in einem Blatt, das weder sozialistisch noch kryptokommunistisch
ist, aber eben deshalb die wirklichen Triebkrifte der Sowjetpolitik ohne
vorgefafite Meinung klarzustellen sucht, um ihr dann eine iiberlegene,
wirksame Abwehrpolitik des Westens entgegenzuseten. Gayn findet,
daf} vor allem vier Faktoren zusammengewirkt hitten, um die neue
Haltung der Sowjetunion zustandezubringen: 1. Das materielle Wachs-
tum der «roten Welt», die heute tiber 25 Prozent der Erdoberfliche,
mehr als 35 Prozent der Erdbevolkerung und etwa 30 Prozent der |
Industrieproduktion der Erde umfasse. 2. Die Gewinnung neuer °
Freunde und Sympathisanten in der Welt, wie Jugoslawien, Indien,
Agypten, Syrien, Afghanistan und Indonesien, die zusammen mit Neu-
tralen wie Finnland, Osterreich und Schweden und dem kommunisti-
schen Blodk selbst die «Friedenszone» mit anderthalb Milliarden Men-
schen bildeten. 3. Die Erringung militirischer Gleichheit mit dem Westen
durch die Entwicklung der Atomwaffen auch in der Sowjetunion. 4. Die
inneren Gegensite in der kapitalistischen Welt, die nach sowjetischer
Auffassung zusehends schwicher werde und einer groflen Krise ent-
gegengehe.

Der alte Isolationismus der Ara Stalin habe so aufgegeben werden
kénnen, ja miissen; an seine Stelle sei die friedliche Konkurrenz mit
der Auflenwelt getreten, verbunden mit dem Bemiihen, «die Welt zu
iberzeugen, daé kommunistische Revolutionen nicht gewalttitig und
ein Krieg zwischen den beiden rivalisierenden Welten nicht unvermeid-
lich sein miifiten». «Das grofle Ziel der neuen Politik ist somit der
Frieden, einerlei mit welchen Opfern an Dogma, Stolz, Geld oder Ma-
terial er erkauft werden muf3.» Fiir den Westen, so meint Gayn, sei das
grofle Problem, besonders in Asien, aber auch zum Teil in Europa, das:
wie verhindert werden kénne, daf} die tiefe Girung sozialer, wirtschaft-
licher und militidrischer Art, von der die Vélker erfafit seien, weiterhin
von den Kommunisten ausgebeutet werde. :

«Eine neue Politik ftir den Westen muf} geformt werden, die den Wirklichkeiten
der neuen Welt gerecht wird ... Es ist beispielsweise klar, dafl angesichts der militi-
rischen Stirke der Sowjets der Westen einen Vergeltungs- oder Strafkrieg nicht mehr
linger zum Eckstein seiner Auflenpolitik machen kann. Und es ist auch klar, dafi er
— sofern er in den Augen der nicht auf eines der beiden Lager festgelegten Millionen
nicht weiter mit Krieg gleichgesetst werden will — das bestindige, ausschweifende Ge-
rede von militirischer Riistung einstellen mufl.» «Die Tatsache bleibt bestehen, dafl
die neue Sowjetpolitik eine geschichtliche Herausforderung darstellt, welcher der
Westen eine neuumrissene eigene Politik entgegenseten mufl ... Die Zeit ist vor-
geriickt, die Notwendigkeit dringt, und Verzug ist verhingnisvoll.»
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Die alte Routine Lassen die Fithrer der Westmichte erkennen,

daf} sie diese Lage wiirdigen und die Folgerungen
daraus zu ziehen entschlossen sind? Zum Teil — ja; wir denken dabei
vor allem an die (gegenwirtige) Regierung Frankreichs, die fortfihrt,
nach Wegen aus der Sackgasse heraus zu suchen. Vielleicht dart man
auch der britischen Regierung einiges Verstindnis fiir die Notwendig-
keit einer Neuorientierung der Westpolitik zutrauen. Sie hat jedenfalls
den von ihr veranlafiten Besuch Bulganins und Chruschtschews in Eng-
land dazu beniitst, in achtungsvoll gefithrten langen Besprechungen das
ganze Gelinde der sowjetisch-britischen Beziehungen zu erkunden und
gewisse Teillosungen vorzubereiten. Uber diesen Besudch ist ja freilich
unendlich viel bésartiger Unsinn geschrieben und gesprochen worden;
man brauchte nur etwa die gehissig-tendenzidse Berichterstattung der
«Neuen Ziircher Zeitung» zu verfgolgen. Mit Recht wies der «New
Statesman» (21. April) die ebenso primitive wie im Westen beliebte
Darstellung zuriick, die sowjetischen Staatsminner hitten sich in Grof3-
britannien — wie in den andern Lindern, die sie besucht haben — ein-
fach als harmlose Europier prisentieren und Unfrieden zwischen den
Westalliierten sien wollen. In Wahrheit seien sie viel mehr daran inter-
essiert, die Schranken zwischen allen Grofimdchten niederzulegen und
so fiir sich selbst wie fiir den Westen groflere Manévrierfreiheit zu
gewinnen. «Im Augenblick ist London fiir sie der Geschiftsteilhaber
Washingtons, wo sie allein eines ihrer Hauptziele erreichen konnen:
die Beendigung des Kalten Krieges... Was Marschall Bulganin und
Chruschtschew, wie hoflich auch immer, uns fragen, das ist, ob wir das
Risiko eingehen wollen, mit ihnen Frieden zu schlief3en.» Und das stelle
dem Westen die Aufgabe, seine Politik mindestens ebenso griindlich
zu revidieren, wie das Moskau getan habe, und namentlich die Ab-
riistung fest an die Hand zu nehmen. Das aber heifle, die klassische
Frage losen, wie der Kapitalismus seine Uberschuf$produktion loswer-
den und normale Absasmirkte finden kénne, ohne auf die Herstellung
von Kriegsmaterial angewiesen zu sein.

Eine schwere Aufgabe, gewif3; aber wenn der Westen ihr gegeniiber
versagt, so ist schwer zu sehen, wie das Wettriisten anders als in dem
gefiirchteten neuen Krieg enden soll. Ob die Londoner Besprechungen
zwischen den britischen und sowjetischen Staatsminnern eine wirkliche
Aussicht auf ihre Losung erdffnet hat, ist schwer zu sagen, aber den-
noch unwahrscheinlich. Wohl scheint sich die britische Regierung iiber-
zeugt zu haben, daf} die Sowjetunion ernsthaft ihren Handel mit Eng-
land zu erweitern wiinscht, daf3 sie eine wirkliche Entspannung des
israelisch-arabischen Konfliktes sucht und daf} sie bereit ist, die geisti-
gen und personlichen Beziehungen zwischen Ost und West zu verstir-
ken; aber in den Fragen der Abriistung, der Einigung Deutschlands
und des Kolonialismus ist offenbar eher eine neue Fixierung der beid-
seitigen Standpunkte als eine eigentliche Anniherung erfolgt.
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Das ist seitdem besonders hinsichtlich der Abriistungsfrage in dop-
pelter Weise bestitigt worden: durch den ergebnislosen Unterbruch
der Londoner Verhandlungen des Sonderausschusses der Vereinten
Nationen, die durch die Stellung politischer Vorbedingungen fir die
internationale Abriistung — «freie Wahlen» in Ostdeutschland, Garan-
tierung einer zuverldssigen Riistungskontrolle usw. — von den West-
michten auf ein Stumpengeleise geschoben wurden, und durch das Be-
harren des Rates der Nordatlantischen Vertragsorganisation (NATO)
auf der ungeschwichten Weiterfithrung der militirischen Riistungen,
zur Abwehr der Gefahr, daf$ die Sowjetunion ihre «Angriffsabsichten»
eben doch in die Tat umseen konnte. Im Schofle des Atlantikrats be-
steht zwar je linger, je weniger Einigkeit tiber die Tatsichlichkeit die-
ser Gefahr. Es sind namentlich die Franzosen, die nicht mehr an sowje-
tische Kriegspline glauben und — in Weiterfithrung der bekannten
«ketserischen» Erklirungen von Auflenminister Pineau und Minister-
priasident Mollet — den NATO-Rat dazu dringen wollen, das Schwer-
gewicht von den Militirriistungen auf die Wirtschaftshilfe an unter-
entwickelte Linder zu verlegen; ein von ihnen vorgelegtes Projekt
schligt die unverziigliche Schaffung einer Organisation fiir «weltwirt-
schaftliche Entwicklung» vor, die den Vereinten Nationen angegliedert,
also auch von der Sowjetunion und den andern Mitgliedstaaten der
UNO getragen werden solle. Aber die von Amerika beherrschte Rats-
mehrheit will von einer solchen Neuerung, die im Grunde die Abkehr
vom Kalten Krieg und die Abmontierung des NATO-M ilitirapparates
bedeutet, nichts wissen. «Die Vereinigten Staaten», so schreibt H. de
Galard im Pariser «Observateur» (3. Mai),

«wollen diese Neuorientierung der NATO, deren Notwendigkeit sie, wie die andern
Nationen, selber fithlen, auf das politische Gebiet beschrinken. Die NATO wiirde
danach eine Art Verwaltungsrat werden, der gemeinsam die groflen auflenpolitischen
Entscheidungen der 16 atlantischen Linder auszuarbeiten hitte. Da aber die NATO
ihrem Wesen nach keine Entscheidungsbefugnis hat, so wire diese ihre politische
Rolle mehr formeller als wirklicher Art. Was die Vereinigten Staaten an der NATO
in erster Linie interessiert, das ist immer nur ihre militirische Seite, die sie keiner
anderen Titigkeitsform opfern wollen ... Alles spricht dafiir, da die Vereinigten
Staaten die NATO als Werkzeug der Militirmacht erhalten wollen, die sie nétig
zu haben glauben, wenn die Zeit fiir russisch-amerikanische Verhandlungen gekom-
men sei, und ihr nicht die Art Selbstindigkeit zu geben bereit sind, welche die Euro-
pier fiir sie ersehnen.» : .

So lebt und funktioniert eben der Militirapparat der NATO -
dieses «plumpe, storende, vorsintflutliche Ungetitm», wie man es ge-
nannt hat — nach dem Gesets der Trigheit routinemiflig weiter, unfihig,
den wirklichen Notwendigkeiten der Zeit irgendwie gerecht zu wer-
den. Die Kriegsriistungen gehen mechanisch-automatisch auf allen Ge-
bieten fort. Die amerikanischen Luftgenerile konnten letsthin sogar ver-
kiinden, daf3 die Vereinigten Staaten eine thermonukleare Spreng-
ladung fir ein Fernlenkgeschofl mit Reichweite iiber Meere und Kon-
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tinente hin entwidkelt hiitten, wenn es auch noch einige Jahre dauern
werde, bis die neue Waffe verwendungsbereit sei. Und natiirlich stehen
auch die Russen nicht zuriick, lassen vielmehr wissen, dafl sie, wie
Chruschtschew in Birmingham stolz sagte, ebenfalls «bald ein Fern-
lenkgeschof3 mit einer Wasserstoffbombe als Sprengladung haben wer-
den». Inzwischen riisten die Amerikaner auch ihre européischen, asia-
tischen und anderen Satelliten konsequent mit Kriegsmaterial aus und
- helfen ihnen, ihre Armeen auf Kriegs?uﬂ zu bringen, rithmte doch Ge-
neral Taylor unlingst vor dem National Pref3 Club in Washington ganz
offen, daf} die Vereinigten Staaten aufler ihren eigenen Streitkriften
«direkt oder indirekt mehr als 200 auslindische Divisionen ausbilden». -
Besonderen Wert legen sie auf die Eingliederung Spaniens und West-
deutschlands in die atlantische Militirorganisation. «U.S. News and
World Report» widmete kiirzlich (20. April) dem Ausbau der ameri-
kanischen Stiispunkte in Spanien einen iiberaus interessanten Artikel,
der mit den Sitsen beginnt:

«Langsam und mit grof3en Kosten bauen die Vereinigten Staaten hier in Spanien
ein System von Luft- und Flottenstiigpunkten auf, das die strategischen Bomber
Amerikas bis auf wenige Flugstunden an das industrielle Herz Ruf3lands heran-
bringen wird ... Die Kosten des Projektes werden vielleicht eine Milliarde Dollar
erreichen, inbegriffen die danebenher gehende Finanzhilfe an Spanien. Diese Stiis-
punkte werden den Vereinigten Staaten freilich nicht linger als zehn Jahre sicher
zur Verfiigung stehen. Nach 1963 kénnte Spanien auf Grund des spanisch-amerika-

nischen Abkommens die Amerikaner hinauswerfen und die Stiispunkte selbst tiber-
nehmen.» ‘

Was angesichts der Unsicherheit des Regimes Franco keine beson-
ders erfreuliche Aussicht fiir die Vereinigten Staaten ist, sie anderseits
aber direkt zwingt, Franco um jeden Preis am Ruder zu halten. Gegen-
wirtig sind nach der genannten Zeitschrift sieben riesige Stiispunkte
in Spanien im Bau, zu denen spiter noch drei weitere kommen sollen,
mit einem Personal von 10 000 bis 12 000 Mann. «Alle diese Stiits-
punkte liegen geschiist hinter den Pyrenien, gedeckt durch die vor-
deren Verteidigungsanlagen der NATO in Deutschland und Frank-
reich und verhiltnismiQlig gesichert gegen ein schnelles Uberranntwer-
den durch einen ploglichen Vorstofl der Sowjets auf dem Landweg.»

In Westdeutschland anderseits hat der parlamentarische Kampf um
die Ristungsvorlagen mit voller Wucht eingesetst. Die Regierung er-
klart die Aufstellung einer Arme von 500 000 Mann als das strategisch
unerlaflliche Mindestmaf, ja sogar als eine internationale- Verpflich-
tung, die sich aus den Pariser Vertrigen und dem Londoner Schluf3- -
protokoll ergebe — eine «Verpflichtung» freilich, die heftig umstritten
ist, da sie sich nur auf eine Geheimklausel stiisen kann, deren Bestehen
bisher immer geleugnet worden war. (Demokratie, Volksherrschaft, in
Reinkultur!) Wozu die neue Wehrmacht dienen soll, war niemals ein
Geheimnis. Im Rahmen der westmidhtlichen «Politik der Stirke» ist ihr
eine Hauptrolle zugedacht, wenn es einmal an die Austibung des letsten,
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entscheidenden Druckes auf die Sowjetunion zugunsten der «Befreiung
der gefangenen Voélker Osteuropas» gehe. Der westdeutsche Auflen-
minister von Brentano winkte neuerdings (am 10. April in einer Unter-
redung mit dem Korrespondenten des «Giornale d’ltalia» in Locarno)
deutlich genug nach dem Kreml hiniiber: «Will Moskau wirklich auf
den Stalinismus verzichten, dann muf} es auch auf den Imperialismus
Stalins verzichten und die Satellitenlinder freigeben.» Das erliuterte
der in Westdeutschland arbeitende amerikanische Propagandist Robert
Ingrim also: :

«Das wenig hoffnungsvolle Klagen um die ,Wiedervereinigung® wird hier endlich
verdriangt durcig'x ein mutiges Bekenntnis zur Politik der Befreiung, noch dazu in der
einzigen aussichtsreichen Fassung, nimlich in einem offenen Bekenntnis zur Gemein-
biirgschaft aller von der Sowjetunion gefangengehaltenen Volker.» Nur in diesem
Geiste konne die Forderung nach «vélliger Wiederherstellung des Deutschen Rei-

ches» in der «freien» Welt «aufrichtigen Anklang» finden, und auch das Reich kénne
«nie sicher sein, solange Polen und Bshmen Ausfallbastionen Moskaus sind».

Daf! das hier angedeutete Programm obne Kriegsrisiko (um das
Mindeste zu sagen) verwirklicht werden kénne, vermogen nur sehr
naive Menschen zu glauben. Und in Bonn und Washington regieren
bestimmt keine Naivlinge! Scott Nearing iibertreibt kaum, wenn er in
seinen «World Events» (April) warnt:

«Ohne Behinderung vom Osten wird ganz Westeuropa ein Militirstiigpunkt wer-
den, von dem aus die deutschen Kapitalisten, Militaristen und Politiker mit ameri-
kanischer Unterstiisung daran gehen werden, das Vaterland wiederzuvereinigen, ihre
- kithnen Wirtschaftspline auszufithren und ihren politischen Einflul weit nach Ost-
europa hinein auszudehnen. Das ist der grofle Plan, den Washington fiir den dritten
Weltkrieg entworfen hat: Liquidation des kommunistischen Einflusses in Europa als
erster Schritt zur Wiederherstellung der Herrschaft des Westens iiber die ehemaligen
Kolonien in Asien und Unterdriickung der Girung und Rebellion in den Kolonial-
volkern Afrikas und Lateinamerikas. Die Antwort der Vereinigten Staaten auf das
weltweite Begehren der Vilker nach Schluf} mit der Fabrikation von Atomwaffen,
nach Abriistung und Abschaffung des Imperialismus und Kolonialismus ist das gréfite
Militarbudget, die leistungsfihigsten Kampfflugzeuge, die zerstérendsten ferngelenk-
ten lﬁaketen und die gewaltigsten Flugzeugtriger, die menschlicher Geist je erson-
nen hat.» :

Das letste Wort zur westdeutschen Aufriistung ist freilich noch nicht
gesprochen. Wenn wir auch keine groflen Hoffnungen auf die sozial-
demokratische «Opposition» und auf das Zerwiirfnis der Regierungs-
parteien mit den sogenannten Freien Demokraten und der Fliichtlings-
partei setsen, so soll doch der (nur allzu stumme!) Widerstand nicht
unterschitst werden, den die Wiederherstellung der deutschen Wehr-
macht und besonders die geplante Wiedereinfithrung des Militirzwan-
ges weitherum im westdeutschen Volk, vorab in der jiingeren Genera-
tion, findet. Bei den Bundestagswahlen von 1957 wird dieser Wider-
stand Gelegenheit haben, sich geltend zu machen. Vorher diirften die
Militirgesetse kaum in Kraft treten.

Natiirlich stiisen in diesem ganzen Kampf die Westmichte, beson-
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ders die Vereinigten Staaten, aufs kriftigste ihren westdeutschen Bun-
desgenossen, der in ihrem europiischen, gegen den Ostblodk gerich-
teten Militdrsystem einen besonders wichtigen, vielleicht entscheiden-
den Plag einnimmt. Solange die NATO besteht und ihr Riistungs-
programm durchfithrt, hat die Regierung Adenauer auch fiir ibr
Wehrprogramm einen festen Riickhalt an den Westmichten, auf deren
unbedingte Ablehnung jeglicher Abriistung sie bestimmt zihlen kann.
Die Russen haben die Westmichte zwar in Verlegenheit gebracht, in-
dem sie in der Abriistungskommission der UNO ihre fritheren Ein-
winde gegen die westlichen Vorschlige fallen lieflen und den britisch-
franzésischen Plan fiir den Abbau der sogenannten konventionellen
(also der nichtatomischen) Waffen vom Mirz 1955 in allen wesent-
lichen Punkten annahmen, so dafl einer Verstindigung zwischen bei-
den Lagern der Weg gebahnt schien. Aber nun sind eben die West-
michte von ihrem eigenen Plan abgeriickt mit der Forderung, die Rus-
sen miif$ten auch die Atomwaffen in ihren Plan einbeziehen, einem im
voraus aufzustellenden Kontrollsystem fiir deren Begrenzung zustim-
men und tberhaupt zuerst die politischen Voraussesungen schaffen,
damit eine Abriistung an die Hand genommen werden konne.

Das sind selbstverstandlich nur Vorwinde; die Westmichte sind
selber nicht in der Lage, einen klaren, wirksamen Plan fiir die Kontrolle
der Atomwaffenproduktion aufzustellen, und was die politischen Vor-
aussetungen der Abriistung betrifft, so wire ja gerade der Abbau der
konventionellen Riistungen eines der besten Mittel, um diejenige Ent-
spannung herbeizufithren, die dann auch eine vertrauensvolle Abrii-
stung der Atomwaffen ermoglichen konnte. Der wirkliche Grund fiir
die Ablehnung der sowjetischen Vorschlige ist, daf3 die Westmichte
eben ihre weltumfassenden Militirsysteme (NATO, Mittelostpakt,
Stidostasienpakt usw.) um keinen Preis auflésen, sondern sie weiterhin
als vermeintlich stirkste Druckmittel gegen den Ostblock behalten wol-
len. Solange das der Fall ist, hat auch die Regierung Adenauer einen
starken Trumpf gegeniiber der Opposition in der Hand*,

Die Frage ist nur, wie lange die Westmichte ihre «Politik der
Stirke» noch fortseten kénnen. Die Vereinigten Staaten sind dazu auf
alle absehbare Zeit finanzkriftig genug; was aber, wenn England,

* Inzwischen hat (am 14. Mai) die Regierung der Sowjetunion mitgeteilt, daf3
sie beschlossen habe, die sowjetischen Streitkrifte von sich aus um 1,2 Millionen
Mann zu verringern und auch aus Ostdeutschland 30 000 Mann zuriickzuziehen, Das
hat im westlichen Lager grofle Verlegenheit bereitet; mit allen méglichen Griinden
sucht man zu beweisen, daf} dies gar keine wirkliche Abriistung sei, sondern nur eine -
bessere Umstellung auf den Atomkrieg und eine Maflnahme zur Gewinnung von
mehr Arbeitskriften fir die Industrie, so dafl die Westmichte keinerlei Ursache
hitten, nun ebenfalls abzuriisten. Mag dem sein, wie ihm will, so steht doch das eine
fest, dafl die sowjetische Mafinahme nicht ergriffen worden wire, wenn die Sowjet-
union in niherer oder fernerer Zukunft einen Jl'f:igriﬂskrieg vorhitte. Im Westen hat
man immer erklirt, die grofle Gefahr, die von der Sowjetunion her drohe, sei ihre
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Frankreich und die kleineren NATO-Mitglieder ihre Riistungslasten
einmal zu schwer finden? Was wird dann aus der westdeutschen Auf-
riistung? Schon jett stellt man in Bonn mit wachsender Beklemmung
fest, dafl der Wiedervereinigung Deutschlands im Sinne der Adenauer-
Politik von den Westmichten gar nicht mehr die gleiche Bedeutung zu-
gemessen wird wie frither; im britisch-sowjetischen Schluficommuniqué
zum Besuch Bulganins und Chruschtschews wurde sogar deutlich genug
gesagt, daf3 man sich mit der Zweiteilung Deutschlands eben abfinden
und inzwischen zur Losung anderer Fragen tibergehen miisse. Was soll
aus der ganzen Adenauer-Politik werden, wenn das so weitergeht und
sich die Westmichte mit der Sowjetunion und mit China tiber die strit-
tigen weltpolitischen Fragen verstindigen, ohne sich noch viel um West-
deutschland zu kiimmern? Die Bonner Regierung verliert schon jett
mehr und mehr den Boden unter den FiifSen; es ist unschwer voraus-
zusehen, daf} sie iiber kurz oder lang vollends ganz in die Luft zu ste-
hen kommt. Die westeuropiischen Verbiindeten Amerikas werden be-
stimmt nicht viel tun, um sie doch noch zu retten.

Die algerische Tragddie Wenn die franzosische Regierung eini-
' germaflen von der westmichtlichen «Po-
litik der Stirke» abriickt und vor allem Hilfe fiir die unterentwidkelten
Volker wiinscht, so gewif nicht zulegt im Blick auf das immer unlés-
barer werdende Problem Algerien. Nur miifSte sie eben gerade hier auf
den Versuch verzichten, mit immer groflerem Aufgebot militirischer
Gewaltmittel eine Bewegung niederzuschlagen, die lingst weit tiber den
Rahmen einer begrenzten Rebellion fanatisierter Nationalisten hinaus-
gewachsen ist. Erfolg war ihrer Offensive bisher ohnehin nicht beschie- .
den, obwohl sogar nach amtlichen Angaben die franzésischen Verluste
jetst auf durchschnittlich hundert Tote im Tag gestiegen sind. Von den
«Rebellen» aber, die von den franzésischen Truppen, oft unter scheuf3-
lichen Greueln, haufenweise abgeschlachtet werden, sind sicherlich
90 Prozent unbeteiligte arabische Zivilisten, die zwischen die beiden
Lager geraten sind und nichts weiter wiinschen, als in Frieden gelassen
zu werden. Je linger der Krieg dauert, um so schwieriger wird es aller-
dings, endlich die Verhandlungen «auf héchster Ebene» mit den Auf-
stindischen einzuleiten, gegen die sich Paris so heftig striubt und die

bedeutende Ulberlegenheit an Landtruppen, an einsagbereiten Mannschaften, denen
der Westen nichts Ebenbtirtiges entgegenzustellen habe. Nun hebt die Sowjetunion
diese Uberlegenheit glatt auf und behdlt kaum mehr soviel Mannschaften unter den
Waffen wie die Vereinigten Staaten allein, nicht zu reden von England, Frankreich,
Westdeutschland usw. Und dennoch fihrt man fort, von der russischen Gefahr zu
reden, die eigenen Riistungen auszubauen und insbesondere auch eine neue west-
deutsche We%xrmacht von vorerst einer halben Million Mann aufzustellen. Die
Unwahrhaftigkeit der westméichtlichen Argumente fir die Aufriistung konnte nicht
klarer erwiesen werden. Was auch die Russen tun, der ewige Refrain lautet: «Tut
nichts — der Jude wird verbrannt!»
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doch unvermeidlich sind, wenn Frankreich nicht ein zweites Indochina
erleben will. Die Zeit dringt um so mehr, als — wie regelmiflig in
solcher Lage — die maflvolleren Elemente immer offenkundiger an
Boden verlieren und die «kompromifllosen» Radikalen die Oberhand
gewinnen. Die Flucht von Ferhat Abbas, des Fithrers der gemifligten
Union du Manifeste Algérien, nach Kairo, wo er jetst mit dem extremen
Fliigel der Arabischen Liga zusammenarbeitet, sollte den Franzosen
Warnung genug sein, um sie zum Einlenken zu bringen, bevor es wirk-
lich zu spit ist. ,

Das Gewissen des besten Teiles der franzosischen Nation wird
denn auch durch die algerische Tragodie schwer beunruhigt, und der
Ruf nach Verhandlungen ertont aus diesen Kreisen immer stirker.
«Man wird mir sagen», so schreibt Jan Czarnecki in der religits-sozia-
len «Cité Nouvelle» (3. Mai), |

«die Terroristen hitten angefangen, und es gehe nicht an, ihre Verbrechen ungestraft
zu lassen. Ich antworte abermals, daf ich alle Gewalt verwerfe, welcher Art sie auch
sei, dafl aber die Gewalttitigkeit der Algerier und die der Franzosen nicht mit dem
gleichen Mafle zu messen sind. Der algerische Terrorismus ist der Verzweiflungsakt
einer Bevélkerung, die seit mehr als einem Jahrhundert gedrtickt und verachtet wird
und jahrzehntelang umsonst versucht hat, sich auf geseslichem Wege Recht zu schaf-
fen. Ich beklage laut diesen Terrorismus; nur bin ich nicht damit solidarisch. Wie
konnte ich aber jetst als Franzose, der also mit seiner Regierung und deren Handlun-
gen solidarisch ist, die Greuel der ,Rebellen’ verdammen, wihrend die franzosischen
,Ordnungstruppen’ solche auch begehen und dafiir nicht die gleiche Entschuldigung
haben? Oder sind etwa die Geiselerschieflungen, die Beschieflung von Zivilisten-
dbrfern mit ihren Frauen und Kindern, die Pliinderungen, die Folterungen — sind das
etwa keine Kriegsgreuel? ... Das Riderwerk der Gewalt verwandelt mehr und mehr
den Krieg gegen das Maquis in einen Krieg gegen das algerische Volk ... Darum
verlangen wir weiterhin Verhandlungen - ruhig, kraftvoll, beharrlich... Jeder
Kriegstag fordert neue unschuldige und nuglose Opfer ... Unsere Pflicht als Men-
schen, als Christen ist, zu kdmpfen, ohne Unterlafl zu kiampfen, bis ein gerechter,
briiderlicher Frieden zustandekommt.»

Kingsley Martin erinnert in diesem Zusammenhang im «New Sta-
tesman» (12. Mai) daran, daf} die Franzosen in den lesten Jahren vier
grofe Kolonialmassaker veranstaltet hitten: |

«Die Zahl der Aufstindischen, die bei der Erhebung in Madagaskar nach dem
Krieg getotet wurden, betrug nach den Zugestindnissen in der franzésischen Kammer
(wenn ich mich recht erinnere) 45 000. Fast ebensoviel Algerier wurden 1945 er-
schossen. Etwa 20 000 Tunesier wurden am Kap Bon im Jahre 1952 niedergemetelt,
und ungefihr 40000 Algerier und Marokkaner wurden von den franzésischen Sol-
daten im August des letsten Jahres umgebracht. Das ist, wie man sich klar machen
muf3, wohliiberlegte Politik. Angehérige der franzésischen Rechte sagen ganz offen,
Thiers habe schlieffllich den Kommunismus fiir eine ganze Generation unterdriickt,
indem er (bei der Niederwerfung des Kommuneaufstandes in Paris, H. K.) im
Jahre 1871 einige 30 000 Arbeiter erschieffen lief}, und jet miisse man eben vielleicht
bis zu einer halben Million Araber téten, um Gesets und Ordnung in Algerien
wiederherzustellen.»
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Kein Aufschrei der Empérung tiber diese entsetslichen Greueltaten
geht durch die Welt. Aber die Weltpresse ist tiglich voll von Entriistung
iiber das schindliche Diktatur- und Terrorregime in der Sowjetunion,
in China und anderen kommunistisch regierten Landern!

Die Sozialisten und der  Doch nochmals zuriick zu unserem
Kommunismus Hauptthema — dem groflen Thema

| “unserer Tage auf politischer Ebene —,
der Auseinandersesung mit dem Kommunismus. Ich habe schon in der
lesten Weltrundschau das Versagen der westlichen Sozialdemokraten,
mit ihrem blindwiitigen Antikommunismus, gegentiber den weitrei-
chenden Maoglichkeiten beklagt, die die Wendung in der Sowjetunion
erdffnet. Die Vorginge, die sich anlidfSlich der Einladung Bulganins und
Chruschtschews zum Fithrerkollegium der britischen Labourpartei ab-
gespielt haben, miissen dieses Bedauern erst recht verstirken. Ich
spreche nicht von den personlichen Ungezogenheiten eines George
Brown, die auch Chruschtschew zu einer unbedachten Reaktion verlei-
tet haben. Viel schlimmer ist, daf$ es die «verantwortlichen» Fithrer der
Partei, vor allem der Fraktionsprisident (also nach britischem Herkom-
men der Anwirter auf die Ministerprasidentschaft in der nichsten
Labourregierung) bewuf3t auf eine politische Herausforderung und
Blofistellung der sowjetischen Giste angelegt haben, und dafl Gaitskell,
ein Mann der Rechten, dabei von Bevan und anderen «Linken» kriftig
unterstiist wurde. Es handelt sich um die von osteuropiischen Emigran-
ten hergestellte Liste von 200 Sozialdemokraten, die von den Regierun-
gen osteuropiischer Volksrepubliken widerrechtlich gefangen gehalten
wiirden und deren Freilassung als Vorbedingung fiir jede Fithlung-
nahme zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten Mr. Gaitskell
und die tibrigen Labourvertreter von Chruschtschew und seinen Kolle-
gen kategorisch verlangten. Wie konnten sich die Labourfithrer nur
einbilden, die Sowjetregierung werde unter dem Druck einer auslin-
dischen Partei, von dem sofort die ganze Welt erfuhr, zusammenklap-
pen und ein «Vater, ich habe gesiindigt» stammeln? Hdtte sie es getan,
so hitte sie damit nach westlicher Auffassung nur bewiesen, daf} die
Regierungen der Volksrepubliken einfach Marionetten des Kremls
sind. Tat sie es aber nicht, so war bewiesen, daf3 alles Reden von in-
nerer Liberalisierung der Sowjetunion nur ein plumpes Tauschungs-
manover ist, das durch die Labourpartei geschickt entlarvt wurde. Was
auch immer die Russen tun oder lassen mochten — sie wurden auf jeden
Fall fiir westmichtlich orientierte Leute ins Unrecht gesetst und de-
maskiert . . . -

Es bleibe dahingestellt, was die hinter dem Vorgehen der Labour-
partei stehende Absicht war. Die Wirkung war sicherlich, daf} die Be-
ziehungen zwischen Kommunisten und Sozialdemokraten aufs neue
heillos vergiftet wurden — zur unverhohlenen Befriedigung der biirger-
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lich-konservativen Welt, die sich die «freie» nennt. Um so nétiger er-
scheint es, das Gift aus diesen Beziehungen auszuscheiden und ein
sachliches Gesprich zwischen Sozialisten und Kommunisten herbeizu-
fithren, das von dem beiden Teilen gemeinsamen Boden ausgeht und
eine loyale Abgrenzung der beidseitigen Standorte im Blick auf mog-
liche, ja notwendige verbundene Aktionen erstrebt.

Ich habe schon in der lesten Weltrundschau die Behauptung der
Sozialistischen Internationale zurtickgewiesen, daf} es einen gemein-
samen Boden fiir Sozialisten und Kommunisten tiberhaupt nicht gebe,
und dabei eine frithere Auflerung von Professor G. D. H. Cole, dem
groflen Oxforder Wirtschafts- und Sozialforscher, angefithrt. Nun er-
greift Cole zu der Kundgebung der Sozialistischen Internationale im
«New Statesman» (5. Mai) selber das Wort, die Leugnung irgend-
welcher wesentlicher Gemeinsamkeiten zwischen Sozialisten und Kom-
munisten als einfachen Unsinn bezeichnend. Gemeinsam, so stellt er
fest, sei beiden Teilen, bei allen Gegensiten von Lehre und Praxis,
mindestens ein Vierfaches: Der Glaube an die Notwendigkeit des
Volkseigentums an den lebenswichtigen Produktionsmitteln und ihrer
Bewirtschaftung zum Wohl der Gesamtheit; der Wille, irgendeine Art
Wohlfahrtsstaat mit ausgedehnten sozialen und kulturellen Diensten
aufzurichten; der Kampf gegen Ausniitung fremder Arbeitskraft zu
selbstsiichtigen Zwedken und fiir die Abschaffung arbeitslosen Einkom-
‘mens; und schlieSlich die Uberzeugung, daf} die Verantwortung fiir die
Schaffung einer klassenlosen Gesellschaft in erster Linie auf der Ar-
beiterschaft und ihrer organisierten Bewegung ruhe.

Den uniiberbriickbaren Gegensats zwischen Sozialisten und Kom-
munisten sehen die Sozialdemokraten vor allem in der verschiedenen
Einstellung zur Demokratie. «Wir glauben an die Demokratie», erkli-
ren sie, «die Kommunisten nicht.» Gut, antwortet Cole; die im Westen
ausgebildeten Formen der Demokratie kénnen, wo sie bestehen und
im Volksbewufltsein verwurzelt sind, als Werkzeuge fiir die Begriin-
dung einer sozialistischen Gesellschaft von grofler Wichtigkeit sein.
Was sollen aber die Sozialisten tun in' Lindern,

«wo es solche Werkzeuge entweder gar nicht gibt, oder wo sie bei weitem nicht aus-
reichen, um einen grundlegenden sozialen Umschwung herbeizufithren? Ist es unter
solchen Umstinden ihre Aufgabe, all ihre Krifte auf die Agitation fiir ein demokra-
tisches System verantwortlicher parlamentarischer Regiérung zu werfen und jeglichen
Versuch, den Sozialismus aufzurichten, zuriickzustellen, bis es ihnen gelungen ist,
ein solches System zu schaffen und die Mehrheit der Wahler und Volksvertreter fiir
die Sache des Sozialismus zu gewinnen? Was sollen sie tun, wenn sie beim Versuch
einer solchen Agitation ins Gefingnis geworfen oder hingerichtet werden, wenn ihre
Organisationen zerschlagen und geichtet werden? Was sollen sie tun, wenn der Weg
zur Demokratie von den herrschenden Klassen gesperrt wird? Sind sie nicht berech-
tigt, unter solchen Umstdnden Revolution zu machen und sie nicht nur zur Aufrich-
tung der Demokratie (soweit méglich), sondern auch des Sozialismus zu beniiten?
Und wenn sie Revolution in einer Gesellschaft machen, die niemals eine parlamen-
tarische Regierung oder irgendeine Art Demokratie kennen gelernt hat, miissen sie
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dann imstande sein, am Tag nach der Revolution ploglich ein voll demokratisches,
parlamentarisches System aufzurichten, wihrend es in den fortgeschrittensten Lin-
dern jahrhundertelange Anstrengungen gebraucht hat, um viel weniger als das zu
erreichen? Es ist Unsinn, fiir die ganze Welt festlegen zu wollen, daf} die parlamen-
tarische Demokratie der einzige Weg zum Sozialismus sei oder daf}, wo der Weg
zum Sozialismus nur durch eine Revolution getffnet werden konnte, die Sieger in
der Revolution sofort ein komplettes System parlamentarischer Demokratie schaffen
miiflten, ob nun das Volk dafiir reif sei oder nicht.»

Cole erklirt sich durchaus als Gegner einer sozialistischen Diktatur
mit Einparteienregime, Erstickung der freien Meinungsiduflerung und
Brandmarkung jeder Abweichung von der Parteilinie als Hochverrat,
wie das insbesondere in der Ara Stalin fiir die Sowjetunion kennzeich-
nend war. Aber, so fihrt er fort,

«ich kann nicht sehen, wie die Russen iiberhaupt ihre Revolution hitten durchfithren
oder sie gegen die Konterrevolution und die Intervention des Auslandes hitten auf-
rechterhalten kénnen, ohne zu weithin diktatorischen Methoden zu greifen. Was
man ,Kriegskommunismus® nennt, war grofitenteils eine unausweichliche Folge des
Biirgerkriegs und der auslindischen Versuche, die Revolution zu zerstéren.»

Der Fehler sei nur gewesen, dafl nach dem Ende der Kampfe nicht
stufenweise Pressefreiheit und freie Parteititigkeit zugelassen wurde
unter der Bedingung, daf} sie nicht zu gegenrevolutionirer Propaganda
miflbraucht wiirde. Die auch von Lenin verlangte innerparteiliche De-
mokratie wurde so zerstort, die Herrschaft einer kleinen Fithrergruppe
aufgerichtet und die personliche Diktatur Stalins ermoglicht. Wenn nun
dieses unheilvolle System beseitigt und ein Anfang zur Herstellung
einer Parteidemokratie wie zur Sicherung der Personlichkeitsrechte ge-
macht werde, so gehe das weit iiber die blofle Uberwindung des Stali-
nismus hinaus und eréffne die Aussicht auf die allmahliche Schaffung
einer allgemein staatlichen Demokratie, wenn sie auch nicht notwendig
westlich-parlamentarische Formen annehmen miisse.

Und die praktische Folgerung:

«Die Sozialdemokraten miissen bereit sein, die Freundschaftshand zu Menschen
hin auszustrecken, mit denen sie, trots allen Gegensiten, doch so viel gemeinsam
haben ... Ich glaube, 1. da} es Zeit ist, freundschaftliche Gespriche zwischen den
Parteien der Sozialistischen Internationale und Organisationen wie die jugoslawischen
Kommunisten, die Nenni-Sozialisten und die asiatischen und afrikanischen Anti-
Imperialisten anzukniipfen, und 2. daf} es auch Zeit fiir die sozialdemokratischen Par-
teien ist, sich zu fragen, ob sie wirklich ihr Auflerstes tun, um den Sozialismus in
ihren Lindern aufzurichten, und wenn nicht, warum das der Fall ist. Ich glaube auch,
die Zeit ist gekommen, da einzelne Sozialisten und Kommunisten anfangen miissen,
miteinander zu reden — sehr ernsthaft und mit so wenig gegenseitigen Vorwiirfen wie
nur mdglich ber die Fragen zu reden, die sie trennen, in der Hoffnung, daf} es,
wenn auch erst auf weite Sicht, gelingen kénne, auf gemeinsamem Grund die Arbei-
terbewegung der Welt zum gemeinsamen Kampf gegen Kapitalismus, Imperialismus
und Reaktion wieder zu einigen. Denn was ist es doch zum Schluf} fir ein Unsinn,
anzunehmen, daf} eine sozialistische Welt von Sozialisten (einschlieSlich Kommu-
nisten) erbaut werden konne, die mehr Zeit und Kraft an gegenseitige Beschuldigun-
gen wenden als an die Bekimpfung des gemeinsamen Feindes!»
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Wo bleibt die dritte Kraft! Ich habe Professor Coles Artikel so

ausfithrlich wiedergegeben, weil ich
es fir so auflerordentlich wichtig halte, daf3 die darin ausgesprochenen
Wahrheiten — die auch wir an dieser Stelle seit Jahr und Tag vertreten
— endlich an den entscheidenden Orten gehoért werden und durchdrin-
gen. Weigern sich die sozialdemokratischen Parteien des Westens (und
die mit ihnen verbundenen, sie tatsichlich beherrschenden Gewerk-
schaften) weiterhin, sie zu beherzigen, so schalten sie sich schuldhaft
mehr und mehr vom Aufbau der neuen Menschenwelt aus, fiir die sie
- angeblich wirken wollen. Sie bleiben dann auch in Zukunft, was sie in
den lesten Jahrzehnten geworden sind: linksbiirgerliche Reformpar-
teien, die gewifd ihre wertvolle Aufgabe haben, die sich aber aus der
engen Solidaritit mit den alten gesellschaftlichen Ordnungen, in die sie
hineingewachsen sind, nicht mehr befreien konnen und in allen wirklich
entscheidenden Kiampfen auf der Seite des sozialen Konservatismus, ja
der weltweiten Gegenrevolution stehen. Sie tiberlassen damit die Welt
einfach dem Kampf zwischen Kapitalismus und Kommunismus (um es
so vereinfacht auszudriicken), mit allem, was an geistigen Michten
hinter diesem Kampf steht, und sind, wie das entsprechende Christen-
tum, aufs stirkste mitverantwortlich fiir die unheilvollen Folgen, die
daraus entstehen moégen. Welche Kraft zum Guten verméchten doch
die sozialdemokratischen Parteien, wenn sie wollten, nur allein in Eng-
land (wo sie immer in Reichweite der politischen Machtausiibung ste-
hen), in Frankreich (wo sie jetst die Regierung beherrschen), in den
nordischen Staaten (wo sie immer mehr die beherrschende Macht ge-
worden sind) und nicht zulest in Westdeutschland zu werden, wo sie
mit Charakter und Klarheit den ganzen Adenauer-Spuk verscheuchen
und ein wirklich neues, geeintes Deutschland schaffen konnten!

Statt dessen sind sie im ganzen genommen einfach eine Partei des
Kalten Krieges geworden — auf der Seite der konservativ-kapitalisti-
schen Westmichte, in deren Ideologie und Interessen sie sich erschrek-
kend tief verstrickt haben. Welches Verhingnis! '

Die Folgen fiir einen wirklich freiheitlichen Sozialismus sind un-
schwer vorauszusehen. Vor allem wird die Fortdauer des Kalten Krie-
ges, also die weiterhin mit machtpolitisch-militirischen Waffen, statt in
friedlichem Wettbewerb erfolgende Auseinandersegung der kapitali-
stischen mit der kommunistischen Welt, verhindern, dafd sich die So-
wijetunion und die andern Volksrepubliken, eingeschlossen China, so
rasch und so durchgreifend liberalisieren und demokratisieren, wie das
notwendig wire. Gleichzeitig wird in den unterentwickelten Landern
Asiens, Afrikas und Amerikas, wie auch Europas selbst (Spanien, Ita-
lien, Griechenland und — Frankreich), kurz, tiberall dort auf der Welt,
wo die soziale Umwilzung fillig ist, die Neigung zunehmen, diese
Umwilzung eben nach dem Muster der Sowjetunion, Chinas, Viet-
nams usw. durchzufithren, weil die Entwicklung demokratischer
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Kampf- und Staatsformen im Klima des Kalten Krieges und unter der
Herrschaft des kapitalistischen Imperialismus einfach nicht moglich ist.
Und daf} in diesem ganzen weltweiten Kampf zwischen Kapitalismus
und Kommunismus, wenn er sich unter solchen Bedingungen abspielt,
der Kommunismus gewinnen wird, ist nur zu wahrscheinlich. Dies
schon aus wirtschaftlichen Griinden, um von der geistigen und kultu-
rell-gesellschaftlichen Anziehungskraft des Kommunismus zu schwei-
gen. Der englische National6konom Peter Wiles macht in der Neu-
yorker «Nation» (3. Dezember 1955) darauf aufmerksam, daf3

«die Produktionssteigerung in der Sowjetunion schneller vor sich geht als in jedem
bedeutenden nichtkommunistischen Land, auch in der Zeit hochster Wirtschafts-
entwicklung, und erst recht jetst. Als beste Leistung einer groflen nichtkommunisti-
schen Wirtschaft wihrend lingerer Zeit kann diejenige Japans zwischen 1912 und
1937 gelten, mit einer Produktionssteigerung von 3 Prozent im Jahr. Die Sowjet-
union erzeigte vor dem Krieg eine Steigerung von anndhernd 5,5 Prozent jihrlich
und wiichst seit 1948 um etwa 7;5 Prozent. In der Bergwerks- und Fertigwarenindu-
strie allein — und diese Zweige stehen in jeder Volkswirtschaft gewshnlich an der
Spitse — sind die Zahlen: Japan 7 Prozent, Sowjetunion 12 Prozent.

Die gewaltige Uberlegenheit des Kommunismus auf industriellem Gebiet fiihrt
zu einer allgemeinen Uberlegenheit auch in bezug auf das Volkseinkommen. .. Mit
einem Zuwachs, der um 3 Prozent jihrlich schneller ist als in den Vereinigten Staaten,
kann die Sowjetunion, die mit einem Volkseinkommen je Kopf von nur der Hilfte
desjenigen der USA anfangen mufite, diese in 23 Jahren einholen ... Es ist nuslos,
auf das niedrige Verbrauchsniveau der Sowjetunion hinzuweisen. Der Verbrauch
nimmt dort tatsichlich sehr rasch zu. Es ist keine geringe Leistung, wie hoch auch
das Ausgangsniveau gewesen sein mag, dafl die Sowjetunion bei leicht steigenden
Lohnen die Lebenskosten seit 1947 beinahe halbiert hat.»

Wenn die Lebenshaltung in der Sowjetunion trogdem noch ver-
hiltnismiflig niedrig sei, so komme das — bemerkt Wiles — von dem
Fehlschlag der bisherigen Landwirtschaftspolitik her. Aber gerade hier,
so muf$ hinzugefiigt werden, macht die Sowjetunion die grofiten An-
strengungen, um das Versiumte nachzuholen; der neue Fiinfjahrplan
soll in hochstens drei Jahren bereits zu einer Verdoppelung der land-
wirtschaftlichen Produktion fithren.

Mit dieser Wirtschaftsmacht im Riicken kann die Sowjetunion aut
jeden Fall den Wettbewerb mit den kapitalistischen Lindern, beson-
ders mit den Vereinigten Staaten, um die wirksamste materielle Hilfe
an die unterentwickelten Linder aufnehmen. Vor wenigen Wochen
erst hat die Sowjetregierung ein Abkommen mit China unterzeichnet,
das eine Wirtschaftshilfe von 2,5 Milliarden Rubel und den Aufbau
von 55 neuen Industrie- und Kraftwerken durch die Russen in China
vorsieht. Wer aus eigener Anschauung einige der bisherigen, mit So-
wijethilfe neuerstellten Industrieanlagen in China kennt, der ermif3t eini-
germaflen, was die in groflem Stil weitergehende Mitwirkung der Rus-
sen am Aufbau der chinesischen Wirtschaftsmacht bedeutet. Und dhn-
lich bedeutsam wird die Hilfe der Sowjetunion auch in anderen, wirt-
schaftlich bisher zuriickgebliecbenen Lindern werden, die nach Indu-
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strialisierung, rationeller Landwirtschaft, Bildung und Gesundheits-
diensten formlich hungern.

Die Vereinigten Staaten werden auf die Linge die Konkurrenz mit
der Sowjetunion auf diesem Feld so wenig aushalten konnen wie die
iibrigen in Betracht fallenden Linder. «Die Amerikaner», so schreibt
Paul Sweezy in der Neuyorker «Monthly Review» (Februar 1956),

«sind von den herkémmlichen Gewinn- und Verlust-Begriffen beherrscht, die von
jeher die Imperialisten veranlafit haben, die Gebiete, an denen sie interessiert sind,
direkt physisch in ihre Hand zu bekommen ... Zum zweiten — und das ist kaum
weniger wichtig — leiden die Amerikaner unter einem internationalen Ulberlegenheits-
komplex, wie man es am besten ausdriicken konnte, einer Mischung von Rassenstolz,
Fremdenfeindlichkeit und Verachtung fiir Riickstindigkeit als solche — lauter nattir-
liche ideologische Erzeugnisse eines fortgeschrittenen Kapitalismus. Sie glauben nicht
an die Fihigkeiten der Vélker, die in den unterentwickelten Lindern leben, und
meinen tatsichlich, sie titen ihnen einen Gefallen, wenn sie ihnen sagten, wie sie
ihre Wirtschaft betreiben miifiten ... Die Leute, die (in Amerika) fiir die Auslands-
hilfe-Programme verantwortlich sind, denken und handeln als Kapitalisten — und
werden es weiter tun, solange die Vereinigten Staaten ein kapitalistisches Land sind.»

Die Haltung der Sowjetunion anderseits gegeniiber den unterent-
wickelten Liandern ist — im Gegensats zu dem gedankenlosen westlichen
Klischee vom «roten Imperialismus» — von ihrem sozialistischen-Cha-
rakter bestimmt. «Kein Mensch in der Sowjetunion», stellt Sweezy fest,

«erwartet Profit von der Auslandhilfe; es gibt keine materiellen Interessen, die den
Empfangsvéolkern diktieren kénnten, wie sie diese Hilfe verwenden miifiten ... Die
Sowijetbiirger haben auch offenkundig keinerlei Einbildung, dafl sie aus rassischen
oder anderen Griinden besser seien als andere Menschen; sie stehen der Riickstindig-
keit selbst noch zu nahe, als daf} sie dafiir Verachtung empfinden kénnten, und in
einem sozialistischen Bundesstaat mit verschiedenen Rassen und Nationalititen hat
Rassenhochmut ohnehin keinen Plags . ..

So sollte es, meinen wir, keines weiteren Beweises dafiir bediirfen, dafl die unter-
entwickelten Linder, wenn sie bei sonst gleichartigen Verhiltnissen die Wahl haben,
die sowjetische Einstellung zur Wirtschaftshilfe bei weitem der amerikanischen vor-
ziehen. Die meisten von ihnen haben viele Jahre lang bittere Erfahrungen mit den
kolonialen oder anderen Formen imperialistischer Herrschaft gemacht und wollen
nun nichts mehr von ihr wissen, auch wenn sie als Geschenk und technische Hilfe
von seiten Amerikas auftritt. Sie wollen vielmehr frei und als Gleiche in der Vélker-
familie behandelt sein. Die Sowijethilfe wird ihnen zu Bedingungen geboten, die
dieses. Streben achtet, die amerikanische Hilfe nicht. Schon das allein geniigt fast
sicher, um das Endergebnis des Kampfes zu entscheiden.»

In der Hand der westlichen Sozialisten liegt es weithin, auf dieses
Ergebnis als «dritte Kraft» selbst Einflufl zu nehmen. Fahren sie fort,
sich mit den Westmichten zu solidarisieren, so werden sie mit ihnen
auch die Besiegten sein, der Kommunismus aber der Gewinner. Und
doch hitten sie die grofle, freilich nur einmalige Gelegenheit, eine inter-
nationale Wirtschaftshilfe im Geiste eines freiheitlichen Sozialismus,
wenn auch unvermeidlicherweise in Zusammenarbeit mit den kommu-
nistischen Staaten, zu entwickeln, die sozialen Umwilzungen, auf die
alles hindringt, mit einem Mindestmafl von Zwang und Gewalt durch-
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fithren zu helfen, dem Kalten Krieg ein Ende zu gebieten (weil die
Amerikaner ihn allein nicht fortsesen kénnten) und so die Bedingungen
zu schaffen oder doch mafdgebend zu fordern, unter denen sich das
innere Regime der Oststaaten mehr und mehr entspannen, also der
Kommunismus seines gewalttitigen Charakters entkleidet werden
kann. War es zuviel gesagt, wenn wir in der Einleitung zu dieser Rund-
schau der Uberzeugung Ausdruck gaben, daf$ mit der Wendung in der
Sowijetunion und den dadurch erschlossenen Mdoglichkeiten eine ent-
scheidungsvolle Weltstunde angebrochen sei?

11. Mai. Hugo Kramer

BUCHBESPRECHUNGEN

Waffen des Glaubens — Waffen des Friedens!

Drei bedeutsame Biicher zum Friedenskampf

1. George H. C. Mac Gregor : «Friede auf Erden?» Chr.-Kaiser-Verlag, Miinchen 1955.

Diese Schrift trigt den Untertitel: «Biblische Grundlegung der Arbeit am Frie-
den». Der Verfasser, Professor des Neuen Testaments an der Universitit Glasgow,
arbeitet die Hauptfragen um den Friedenskampf heraus, die sich im Zusammenhang
mit der neutestamentlichen Verkiindigung stellen. Ein entscheidendes Anliegen ist es
ihm, klarzustellen: «Was lehrt denn eigentlich Jesus selbst? Welche Bedeutung hat
die Lehre des gesamten Neuen Testaments fiir diese besondere Frage des Krieges?»
Er geht vor allem jenen Rechtfertigungen des Krieges nach, die sich auf bestimmte
neutestamentliche Stellen berufen oder Worte Jesu mif3brauchen. Auch die oft mit
so viel Tiefsinn vorgetragenen und zumeist doch nur den Unglauben und den Un-
gehorsam verdeckenden theologischen Lehren iiber «das Gesets, das Evangelium und
das Kreuz» werden an Hand der wirklichen Botschaft des Neuen Testaments tiber-
priift und gezeigt, wie das Evangelium und das Kreuz sowohl die Gabe des Friedens
(auch des Vélkerfriedens) wie den Aufirag und den Kampf des Friedens in Jesus
Christus so in sich tragen, daf} sie zum Fundament des Glaubens und der Nachfolge
gehoren. Hier mufl endlich die Entscheidung fallen fiir Christus, der «der Friede» ist
und mit der Wahrheit und der Freiheit den Frieden bringt und zum Frieden ruft —
nicht, wie es in Theologie und Kirche so lange der Fall war und noch ist, fiir die
Hohenpriester und fiir Barrabas. (Vgl. dazu L. Ragaz: «Christus und Barrabas» in
«Weltreich, Religion und Gottesherrschaft», Bd. 2.)

Das letste Kapitel, «Der Ruf an die Kirche», befafit sich mit der Lage, vor der
die Kirche im Angesicht des totalen Krieges steht. Darin ist die Auseinandersesung
mit dem Haupt der amerikanischen dialektischen Theologie, Reinbold Niebubr, be-
sonders wichtig. Niebuhr meint, daf} in der heutigen Lage «das kleinere von zwei
Ubeln» gewdhlt werden miisse, also in concreto «Krieg an Stelle von Unterwerfung
unter eine Tyrannei». Ahnlich hat ja unter uns auch Paul Trautvetter argumentiert.
Es ist ein ganz verhingnisvolles, sachlich unhaltbares und unwahres Argument. Ver-
hingnisvoll, ja unwahr ist es deshalb, weil es ein heute iibergrofes, ja vernichtendes
«Ubel» wie den totalen Krieg zu einem «kleineren Ubel» umfilscht. Verhingnisvoll

261



	Weltrundschau : wiederholt sich die Geschichte? ; Neuanfang tut not ; Die alte Routine ; Die algerische Tragödie ; Die Sozialisten und der Kommunismus ; Wo bleibt die dritte Kraft?

